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REPUBLIK ÖSTERREICH 
/ftO / A. B. 

DER BUNDESMINISTER FOR INNERES 
ZU -11:,3 / J~. 
Prtis. ~m28, Feb.1972 . .. ''' ... -:-- ...... _ .. ~~ ............. . 

A n fra g e b e a n t w 0 r t ci n g 
-----------~-----------~-------------

Zu der in der Sitzung. des Nationalrates. vom 21.1. 
1972 gem. § 71 des GOG überreichten Anfrage"der Abge~ .... 

ordneten Br a n d. s t ä t te r und Genossen, Zahl 

173/J-NR/72, betreffend die.Tätigkeit d,er Feuerbeschau~ 

kommissionen beehre ich mich nachstehendesmitzutei­
len: 

Die .Anfrage verweist zunächst auf den am 25.11.1971 

auf dem Ba:b.nhof :r-Ustelbach entstandenen Brand eines 

Schuppens der ÖBB, bei.dem auch eine auf dem Dachboden 

befindliche \verfergranate aus dem 2 ~ ~'re:Ltkrieg. dete-
. -' :.. . ". . 

nierte '; wodurch mehrere Personen durch Splitter leicht 

verletzt wurden. DieBrandur'sach~ dürfte ,auf einen über­
hitzten Ofen zurückzuführen sein~ 

Die Anfrage vermeint nun, .. dass dieser Brand vielleicht 
hätte vermieden werden können, wenn die Gemeinde das Recht 

hätte, auch bei 'Baulichkeiten au.f Eisenbahngeländeeine 
. . 

Feuerbeschau durchzuführen. Hiebei hätte die unsachgemäße 

AU'f~t~llung~<desOtens:,·dieals. Brandu;r'sache anzusehen ist, 

beanstandet und' abgestellt werdenkqnnen. 

Die:Anfrage gelangt sodannzu dem: Schluß, da$s es nicht 

zweckmässig sei, denF~uervleliren im LandesgesetzUber die 
Feuerpolizei und das;Feuerwehrwesen eine Einsatzverpflich­

tung im gesamten Gemeindegeh:Leiaufzuerleged:~ denvoxbeu,­

genden Brandschutz hingegen in allen der Bundeskomp~ten;z. 

unterliegenden Fragen ausdrücklich auszuklamme.rn. 
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Abschliessend wird die Anfrage gestellt, ob ich 
bereit sei, diesenu~befriedigenden Zustand einer Regelung 
zuzuführen und zutreffendenfalls, wann mit einer solchen 
Regelung z1,1 reclmen sei 0 

Die Anfrage geht offenbar von der Voraussetzung 
aus, daß das Bundesministerium für Inneres für die Feuer­
polizei und das Feuerwer...rwesen in Gesetzgebung oder Yoll­
ziehung zuständig sei. Dies ist aber aus folgenden Gründen 
nicht zutreffend: 

Auf dem Gebiete der Feuerpolizei und des Feuerviahr­
wesens sind verfassungsrechtlich zwei verschiedene Kompe­
tenzbereiche gegeben, nämlich die des Bundes und die der 
Länder. 

Sm'lei t die Bundeskonpetenz in Betracht kommt,. um­
fasst sie alle Naßna..l-unen der BraJldverhütU11g und Brandbe­
kämpfung, die als Vlesensbestandteil eines and.eren Begriffes, 
als jener der Feuerpolizei angesehen werden muß, nämlich 
dort, wo die technische Eigenart der :r-laterie oder Einrich­
tung eine Trennung an sich verbietet. Dieser Grundsatz ist 
auch im Erkenntnis des Verfassilllgsgerichtshofes, Slg.2192! 
1951, ausgesprochen. Die Branc'tverhUttillf?; und Brandbekämpfung 
ist daher bei dem im Art. 10 Abs.l, Ziff.9 B-VG in die Btm­
deskompetenz fallenden Verkehrswesen bezüglich der Eisen­
bahnen, der Sc}üffahrt illld der Luftfahrt sowohl in Gesetz­
gebung, wie auch in Vollziehung eine Angelegewleit des Bundes. 

Soweit nun die Brandverhütung und Brandbekämpfung 
für Baulichkeiten auf Eisenbahngeländen in Betracht kommt, 
ist sie im EisenbalulVerwal tU11gsrecht geregelt, für das das 
Bv~desministerium für Verkehr und nicht das Bundesministerium 
für Inneres das zuständige Ressort ist. Soweit hö. bekannt· 
ist, besteht hinsichtlich der BrcmdverhütU11g und Brandbe­
kämpfung für die Östex'reichif:iChen Bundesbahneneine eigene 
Brandschutzvorschrift(];3 28). Diese enthält sowohl Bestimmun"::' 
gen über die Brandverhütung einschliesslich der Feuerbeschau, 
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wie auch Vorschriften über die Brand bekämpfu..11.g? über 
die Ba,hnfeuerwehren soy/ie über das Herbeirufen fremder 
Hilfe 0 

Der Zuständigkeit sbereich der Länder auf dem Ge,­
biete der Feuerpolizei und des Feuerwehrwesens ergibt 
sich aus der Vorschrift des Art. 15 Abs.l B-VG. l'fach 
dieser Verfassungsbestimmung verbleibt die Angelegenheit 
nur soweit im selbständigen Wirkungsbereich der Länder 9 

als sie nicht ausdrücklich durch die Bundesverfassung 
der Gesetzgebung oder auch der Vollziehung des Bundes über­
tragen 'Vlird, 'Vlie, dies zoB. bei der Brandverhütung und Brand­
bekämpfung auf Eisenbahngelände der Fall ist. 

Das nö.Feuerpolizei-und Feuerwehrgesetz 1970, LGBl. 
366/1969, das nur die 2rtliche Feuerpolizei und die im 
§ 24 Abs. 2 angeführten Feuerl,'rehren regelt, ist daher auf· 
die Brandverhütung und Brandbekämpfung für Baulichkeiten 
auf Eisenbahngelände nicht anzuvrenden. Es ist daher auch 
nicht zutreffend, daß die Freiwilligen Feuervrehren primär. 
auf Grund derlandesgesetzlichen Vorschrift zur Brandbe­

kämpfungauf Eisenbahngelände berufen sind. Die Einsatz­
pflicllt obliegt zunächst den selbständig organisierten Bahn­
feuerwehren. Allerdings kann die Bahnver\val tung auch fremde 
Hilfe 'herbeirufen. 

Aus dem geschilderten rechtlichen Sachverhalt er-
gi'bt sich daher, daß das Bundesministerium für Inneres zur 
Regelung der Brandverhütung und Brandbekämpfung auf Eisen­
bahngelände nicht zuständig ist. Die dem J3u..11.c1esministerium 
fU:!:" I'nn~res_ gem~'§ 3~Ab§. 2 lit.e) des_ Behörden-Überlei tungs­
geset,zes eingerä,umte Zuständigke;i t auf dem Gebiete des J!'euer­
l,vehrv/esens. ist lediglich auf die dem Bund gem"Art. 97 Abs 02 

. . 
und 98 B-VG hinsichtlich der Landesgesetzgebung auf dem Ge-
biete der örtlichen Feuerpolizei und des allgemeinen Feuer­
wehrwesenszustehenden Zustimmungs-u..11.dEinspruchsrechte ein­
geschränkt und kann für die gegenständliche Anfrage ausser 
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Betracht bleiben. 

Nangels einer Zuständigkeit des Bu..'1desministeriums 
für Inneres in eisenbahnrechtlichen Angelegenheiten kann 
daher die an mich gerichtete Anfrage, ob ich bereit sei, 
den von den Antragstellern als unbefriedigend befundenen 

Zustand einer Regelung zuzuführen,nicht positiv bean-t­
wartet 'V/erden. 

vlien s am 22.Februar 1972 
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